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Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMDV zur Änderung des GEIG in Bezug auf 
die Verpflichtung von Mineralölgesellschaften zum Aufbau von Ladeinfrastruktur für 
Elektroautos an Tankstellen (sog. „Versorgungsauflage“) 

Wir möchten gemeinsam mit der Politik eine Win-Win-Situation schaffen: für Fahrerinnen und 
Fahrer von Elektrofahrzeugen sowie für die Betreibenden von Ladeinfrastruktur. Wir bedanken 
uns, dass Sie sich im Rahmen der Verbändeanhörung die Zeit nehmen, die Sicht der Tankstel-
lenbetreibenden einzuholen und sich über praktische Hindernisse sowie über mögliche Folgen 
der Versorgungsauflage zu informieren.  

Die Elektromobilität ist ein elementarer Baustein für das Erreichen der Klimaziele im Verkehr. 
Die en2x-Mitgliedsunternehmen arbeiten aktiv daran, die Infrastruktur für Elektrofahrzeuge ste-
tig weiter auszubauen. Seit Jahren treiben unsere Mitglieder den Ladesäulenausbau voran. Un-
abhängige Studien schätzen, dass bis Ende 2023 bereits deutlich über 300 Millionen EUR in 
Maßnahmen zum Aufbau von Schnellladesäulen an öffentlichen Tankstellen investiert wurden. 
Dabei sind die Wachstumsraten für den Aufbau von Ladeinfrastruktur an Tankstellen vergleich-
bar mit dem Wachstum der gesamten öffentlichen Ladeinfrastruktur. 

 

Quellen: en2x Studie, UNITI Jahreserhebung, Ladesäulenregister BNetzA (Stand: Mai 2024) 

Nach wie vor lassen sich Investitionen in Schnellladeinfrastruktur in der Regel nicht wirt-
schaftlich darstellen. Denn die Zulassungszahlen von Elektroautos blieben zuletzt hinter den 
Erwartungen zurück. Das hat massive Auswirkungen auf die Auslastung der vorhandenen La-
desäulen und somit auch auf die Erlöse der Unternehmen. Gegenwärtig teilen sich im Durch-
schnitt 16 Elektroautos einen öffentlichen Ladepunkt – ein Verhältnis, das die Nationale Leit-
stelle Ladeinfrastruktur als ausreichend betrachtet. Gleichzeitig liegt die durchschnittliche Aus-
lastung an diesen öffentlichen Ladepunkten bei gerade mal 12,5 % über den gesamten Tages-
verlauf. Ein “Ladesäulenzwang” für Tankstellen verbessert diese Situation nicht, sondern er-
schwert sie eher.  
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Der Ladesäulenaufbau sollte sich am Fahrzeugbestand orientieren. Verschlechtert sich das 
Verhältnis zwischen Aufbau und E-Auto-Bestand, muss nachgesteuert werden. 

 

Ladeinfrastruktur bis 2030 ohne Berücksichtigung der realen Marktentwicklung ausbauen zu 

müssen, wird die Betreiber vor finanzielle Herausforderungen stellen. Aktuelle Studien gehen 

davon aus, dass bis 2030 eher acht Millionen E-Autos zugelassen sein werden. Selbst dafür 

müsste in jedem der kommenden Jahre der Anteil der Elektroautos bei den Neuzulassungen bei 

über 30 Prozent liegen. 

Schon heute befindet sich bei zwei Dritteln aller Tankstellen in Deutschland eine Schnell-
ladesäule im Umkreis von 5 Kilometern. An rund 370 Autobahnrastanlagen, nahezu 90 Pro-
zent aller Standorte, stehen 1400 Schnellladepunkte zur Verfügung (ohne Autohöfe). 
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Wir unterstützen die Bundesregierung bei dem Vorhaben, das Angebot an öffentlich zugängli-

cher Schnellladeinfrastruktur auszubauen und damit eine Voraussetzung zu schaffen, die Zahl 

der Elektroautos zu erhöhen und damit einen relevanten Beitrag zur Erreichung der Klimaziele 

im Verkehr zu leisten. 

In der Praxis zeigt sich, dass der Ausbau der Ladeinfrastruktur im Wesentlichen von folgenden 
Herausforderungen gebremst wird: 

• Bürokratie (v.a. Genehmigungsfristen) 

• Langsame, intransparente Bereitstellung von Netzanschlüssen 

• Zugang zu öffentlichen Flächen 

Mit der geplanten Versorgungsauflage wird keiner der drei Punkte adressiert, geschweige denn 
gelöst. Stattdessen verhindert die Gesetzesänderung einen nachfrage- und marktgetrie-
benen Ausbau, sie ist verfassungsrechtlich fragwürdig und widerspricht dem politischen 
Vorhaben, Prozesse zu vereinfachen und zu beschleunigen.  

Die Auflage kann dazu führen, dass Kapital an Standorten gebunden wird, bei denen nur eine 

relativ geringe Nachfrage besteht und diese Standorte somit erwartbar unwirtschaftlich bleiben. 

Dieses Kapital steht dann für den Aufbau an sinnvolleren Standorten nicht zur Verfügung. Die 

Auflage wirkt kontraproduktiv zum E-Mobilitäts-Ziel.  

Darüber hinaus sind zahlreiche Aspekte von hoher Relevanz im Gesetzentwurf nicht ausrei-

chend berücksichtigt. In vielen Fällen ist die Installation von Ladepunkten an bestehenden 

Tankstellen nicht immer möglich. Entweder stehen keine zusätzlichen Flächen zur Verfügung 

oder bestehende Parkplätze können aus genehmigungsrechtlicher Sicht nicht umgewidmet wer-

den. Zu den Gründen zählen bspw. die Lärmschutzverordnung, Mindestabstände zwischen 

Zapf- und Ladesäulen und die Pflicht zur Bereitstellung von Parkplätzen für den Shop-Betrieb. 

Auf Basis der Erfahrungen der vergangenen Jahre errichten die Tankstellengesellschaften da-

her einen großen Anteil der Ladeinfrastruktur jenseits der eigenen Stationen. Denn Laden ist 

nicht gleich Tanken: Der Ladevorgang kann häufig in Verbindung mit einer weiteren Aktivität 

stehen, beispielsweise während des Kinobesuchs, eines Großeinkaufs oder der Shoppingtour. 

Damit rücken Kooperationen mit Eigentümern und Betreibern von Hotels, Baumärkten und Ein-

kaufszentren in den Fokus.  

Aktuell gehören unsere Mitglieder zu den führenden Betreibern von Ladeinfrastruktur – an 

Tankstellen, aber vor allem auch an anderen Standorten. Die Aktivität der Tankstellengesell-

schaften beim Aufbau von Ladeinfrastruktur darf nicht nur an der Tankstelle selbst ge-

messen werden. 

Immer mehr Firmen streben an, eine Ladeinfrastruktur für ihre Dienst- oder Werkstattfahrzeuge 

aufzubauen. Auch Pendlerinnen und Pendler möchten ihr Elektroauto während der Arbeitszeit 

aufladen können. Somit stehen auch privatwirtschaftliche Kooperationen mit Unternehmen im 

Fokus der Tankstellengesellschaften. Während viele Jahre um die Versorgungsauflage gerun-

gen und an den Details gefeilt wurde, blieb deren ursprünglich vorgesehene Frist bestehen.  
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Die betroffenen Unternehmen sollen bis 1.1.2028 die Vorgaben der Versorgungsauflage umge-

setzt haben. Das ist in der Realität nicht einzuhalten, allein schon aufgrund von langen Liefer-

fristen bei Transformatoren, sich verzögernden Genehmigungsverfahren oder der Verfügbarkeit 

von Fachkräften. Das Gesetz sieht unter anderem für diese externen Faktoren keine Ausnah-

metatbestände vor. 

Der Zeitraum entspricht drei Kalenderjahren (2025, 2026, 2027) für Budgetierung, Ausschrei-

bung, Planung und Bau von knapp 7.000 Schnellladeparks an Tankstellen. Jeder Standort ist 

dabei individuell bezüglich Netzanschluss, Antragsverfahren beim zuständigen Netzbetreiber, 

Prüfung der Bauvorschriften oder Berücksichtigung von Genehmigungsvorbehalten. Zum Ver-

gleich: Die Top 8 der Schnellladeparkbetreiber haben acht Jahre gebraucht, um in Summe 1000 

Schnellladeparks in Deutschland zu eröffnen. 

Die Bundesregierung setzt aktuell einen Fahrzeughochlauf auf 15 Mio. E-Fahrzeuge bis 2030 

voraus. Der aktuelle Bestand (5/2024) liegt bei etwas über 1,4 Mio. Elektroautos. Um das Elekt-

roautoziel noch zu erreichen, müssten bis 2030 monatlich mehr als 150.000 Elektroautos zuge-

lassen werden (ohne Abgänge) – was einem Marktanteil von >60 % bei Neuzulassungen ent-

spräche. Für den wirtschaftlichen Betrieb der Ladeinfrastruktur ist eine relevante Nachfrage 

nach Ladestrom an öffentlichen Ladepunkten wichtig. 

Sollte die GEIG-Novelle trotz der grundsätzlichen Bedenken beschlossen werden, dann muss 
der Erfüllungszeitpunkt von 2028 auf 2032 verschoben werden, um überhaupt eine machbare 
Umsetzung zu ermöglichen. Außerdem sollte der Erfolg des Gesetzes mit Hilfe eines Stufen-
plans, der sich gleichzeitig am Fahrzeughochlauf orientiert und damit den Bestand berücksich-
tigt, jährlich neu gemessen und bewertet werden.  

Anpassung §14a (1) zu: „[…] hat dafür zu sorgen, dass ab dem 1. Januar 2032 auf 

dem Betriebsgelände jeder öffentlichen Tankstelle, an der es über die Preisset-

zungshoheit verfügt, […]“ 

Die Eigentümer- und Betriebsstrukturen an Tankstellenstandorten sind komplex und vielfältig. 

Das preissetzende Unternehmen hat in vielen Fällen nicht das Eigentumsrecht (oder ein ver-

gleichbares Recht) an dem Standort und somit auch nicht die Hoheit hinsichtlich des Aufbaus 

von Ladeinfrastruktur am Standort. Zudem kommt es durchaus vor, dass mehrere Unternehmen 

an einem Standort die Preissetzungshoheit für unterschiedliche Produkte haben. Diesen Her-

ausforderungen wird weder in der anfänglichen Verpflichtung noch in den Flexibilisierungsme-

chanismen ausreichend Rechnung getragen. Gleichfalls unberücksichtigt bleibt dabei die abso-

lute Fläche von Tankstellenstandorten. Kleine Standorte können aufgrund der Notwendigkeit 

der Einhaltung von Abstands- und Rangierflächen nicht mit Schnellladeinfrastruktur ausgestattet 

werden und sollten daher grundsätzlich aus der Verpflichtung herausgenommen werden. 

Anpassung §14a (1) zu: „Jedes Tankstellenunternehmen, das an mindestens 200 

öffentlichen Tankstellen über die Preissetzungshoheit für Otto- sowie Dieselkraft-

stoff fossilen Ursprungs verfügt, […]“ 
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Anpassung §14a (1) zu: „[…] bei der Ermittlung der Anzahl der Tankstellen nach 

Satz 1 […] zusammengerechnet und diejenigen Standorte exkludiert, an denen 

das Tankstellenunternehmen keine Eigentums- oder vergleichbaren Rechte be-

sitzt. Ebenfalls exkludiert werden Standorte mit einer Betriebsfläche von weniger 

als 1200 qm.“ 

Schon jetzt sind die Fördermaßnahmen der Bundesregierung widersprüchlich. Das „Deutsch-

landnetz“ sorgt für einen Aufbau von Schnellladeinfrastruktur auch an Standorten, die aufgrund 

erwartbar niedriger Nachfrage mittelfristig nicht wirtschaftlich zu betreiben sind. Eine generelle 

Aufbauverpflichtung an Tankstellenstandorten würde weitere unrentable Investitionen erzwin-

gen. Zudem käme es zur Wettbewerbsverzerrung, wenn ein ungeförderter, erzwungener Lade-

punkt mit einem geförderten konkurrieren müsste. Es besteht das Risiko, dass durch den 

Zwang zur Investition unwirtschaftlich werdende Tankstellen insbesondere in ländlichen Regio-

nen, in denen zunehmend häufiger auf dem privaten Stellplatz geladen wird, geschlossen wer-

den. Dies gefährdet die Versorgungssicherheit mit Kraftstoffen – auch für öffentliche Verkehre. 

Tankstellenstandorte innerhalb eines Radius von 5 Kilometern eines Deutschlandnetzladepunk-

tes sollten daher aus der Gesamtbetrachtung herausgenommen werden. 

Ergänzung §14a (4): Tankstellenstandorte, die sich innerhalb eines Radius von 

5 Kilometern um einen geplanten oder ausgeschriebenen Deutschlandnetzstand-

ort befinden, sind von der Gesamtbetrachtung ausgenommen. 

Die Ladeinfrastrukturprojekte der Tankstellengesellschaften sind immer individuell und nehmen 

aufgrund unterschiedlicher Anforderungen der Landesbauordnungen viel Zeit für die Planung in 

Anspruch. Die angekündigte Verfahrensfreiheit entfaltet keine Wirkung, weil die regelmäßig be-

nötigten Trafostationen bei dieser Regelung nicht berücksichtigt wurden. 

Die Inbetriebnahmezeitpunkte der Ladestationen liegen teilweise deutlich hinter den Installati-

onszeitpunkten. Netzbetreiber benötigen häufig mehr Zeit für die Bereitstellung eines physi-

schen Stromanschlusses. Eine derartige Verzögerung darf nicht zu Lasten der aufbauwilligen 

Gesellschaften gehen. Darüber hinaus kommt es zu Verzögerungen, weil die Energieversorger 

zum Teil keine Angebote für Lieferverträge vorlegen – dies vor dem Hintergrund unregelmäßi-

ger bzw. schlecht vorhersehbarer Verbrauchsprofile. Die Bearbeitungszeit der Netzanschluss-

anträge muss mit maximal acht Wochen und die Umsetzung mit maximal drei Monaten gesetz-

lich verankert werden, um Planungssicherheit zu gewährleisten. Alternativ muss der für die Er-

füllung der Auflagen relevante Bewertungszustand die Installation der Ladestation betrachten 

und nicht deren Inbetriebnahme, da diese häufig von externen Faktoren beeinflusst ist. 

Anpassung §14a (1) zu: „[…], nach Maßgabe des Absatzes 2 jeweils mindestens 

ein Schnellladepunkt installiert wird.“ 

Anpassung § 15 Nummer 5 zu: „entgegen § 14a Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, 

dass jeweils mindestens ein Schnellladepunkt installiert wird, oder […]“ 
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Tankstellenstandorte, insbesondere in Innenstadtlagen, zeichnen sich häufig durch ein kompak-
tes Design aus. Gerade in solchen Lagen ist die Verfügbarkeit geeigneter Grundstücke gering. 
Der Radius zur Kompensation eines nicht-ausbaufähigen Standortes sollte daher deutlich ver-
größert werden und mindestens auch auf Kooperationsmodelle ausgeweitet werden. Mindes-
tens müsste hierzu der Betreiberbegriff genau definiert werden, da mittlerweile zwischen dem 
operativen Betrieb („Charge Point Operator“) und dem wirtschaftlich Berechtigten („Charge Sta-
tion Owner“) unterschieden wird.  

Anpassung von §14a (3) 1. zu: „[…] 1. den Schnellladepunkt in einer Entfernung 

von höchstens 10 Kilometer in Luftlinie zur nächstgelegenen Grenze des Betriebs-

grundstücks […] selbst betreibt oder von einem dritten Unternehmen betreiben 

lässt […]“ 

An einer nicht unwesentlichen Anzahl von Tankstellenstandorten wird auf Ladelösungen mit 
Batteriepufferspeicher zurückgegriffen werden müssen. Nicht nur, weil die maximal mögliche 
Netzanschlussleistung bereits ausgereizt ist, sondern weil auch eine Netzanschlusserweiterung 
mit regional unterschiedlich hohen Baukostenzuschüssen verbunden wäre. Die geforderten 
Spezifikationen sind dabei sowohl technisch als auch wirtschaftlich herausfordernd, gerade im 
Hinblick auf die geforderte durchgehende Leistungsabgabe, die bei regulären Schnellladepunk-
ten nicht gefordert und auch marktüblich nicht in gleichem Maße garantiert wird. Bedingt durch 
lokales Lastmanagement und Eingriffe seitens der Netzbetreiber wird bereits jetzt an regulärer 
Schnellladeinfrastruktur nicht zwingend zu jedem Zeitpunkt und während des gesamten Lade-
vorgangs die maximal verfügbare Ladeleistung zur Verfügung gestellt. Es sollte daher nicht auf 
die verfügbare Ladeleistung über eine bestimmte Zeitdauer abgestellt werden, sondern auf eine 
vom Pufferspeicher zur Verfügung gestellte Kapazität. 

Anpassung von § 14a (2) Satz 2: „[…], wenn der Pufferspeicher an einen Netzan-

schluss mit einer Leistung von mindestens 30 Kilowatt angeschlossen ist und 

eine Kapazität von mindestens 140 kWh besitzt.“ 

Der im Gesetz dargestellte einmalige Erfüllungsaufwand in Höhe von 432 Millionen Euro ist 

deutlich zu niedrig angesetzt. Die standortspezifischen Fixkosten für Planung, Projektmanage-

ment, Vertragsverhandlung und Netzanschluss (inkl. Trafostation) sind unabhängig von der An-

zahl der installierten Ladepunkte. 10 Standorte mit 2 Ladepunkten sind deutlich teurer in der 

Planung als ein Standort mit 10 Ladepunkten. Gleichfalls sind der Aufwand und die Kosten für 

die ergänzende Ausstattung eines bestehenden Tankstellenstandortes höher als die Entwick-

lung eines gänzlich neuen Ladeparks (Berücksichtigung von Bestandsgebäuden, Rohrleitun-

gen, Rangierflächen, Tanks oder flüssigkeitsdichter Flächen). Da kein Standort mit lediglich ei-

nem Ladepunkt wirtschaftlich betrieben werden kann, müssen die Tankstellengesellschaften 

mehr als nur den einen geforderten Ladepunkt installieren. Die unmittelbaren Kosten für die ge-

forderte Anzahl an Standorten liegen nach Branchenschätzungen somit bei mehr als 1 Milli-

arde Euro. 

Anpassung des Erfüllungsaufwandes in E.1 zu: „Insgesamt entsteht ein einmali-

ger Aufwand von rund 1,1 Milliarde Euro.“  
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Die Mineralölgesellschaften sind seit Jahren im Aufbau von attraktiven Ladestandorten aktiv. 

Unsere Mitgliedsunternehmen planen in vielen Fällen deutlich mehr Schnellladepunkte, als sie 

heute Tankstellen betreiben. Dies tun sie oft nicht an Tankstellen selbst, sondern dort, wo die 

Fahrzeuge heute und künftig bevorzugt geladen werden.  

Ein Gesetz zum Ladesäulenausbau an Tankstellen ist verfassungsrechtlich bedenklich, nicht 

erforderlich und nicht zielführend. Eine Versorgungsauflage für Tankstellen schafft in erster Li-

nie mehr Bürokratie und höhere Kosten, ohne den Hochlauf der Elektromobilität insgesamt zu 

beschleunigen. Es droht die Gefahr, dass Investitionen von potenziell beliebten und umsatzstar-

ken Standorten in weniger gut geeignete Standorte umgelenkt werden müssten.  

Das Gesetz kann nur erfolgreich sein, wenn der Aufbau von Ladeinfrastruktur an der Zulassung 

der Elektroautos gekoppelt ist. Mehr Elektroautos führen zu mehr Ladeinfrastruktur – nicht um-

gekehrt. Statt starrer Vorgaben muss das Gesetz “atmen” können. 

Sollte die Gesetzesänderung trotz der zahlreichen Gegenargumente dennoch beschlossen wer-

den, muss die Umsetzungsfrist auf 2032 verlängert werden. Nur so ist eine machbare Planung 

und Umsetzung möglich. Wenn Fristen nachweislich durch Dritte nicht eingehalten werden, 

muss die verpflichtete Tankstellengesellschaft von einer Ordnungswidrigkeit verschont bleiben.  

Ungeförderte, erzwungene Tankstellenstandorte sollten überdies nicht mit geförderten Standor-

ten des Deutschlandnetzes konkurrieren müssen. Sie sollten daher bei zweckmäßigem Abstand 

von einer Aufbauverpflichtung ausgenommen werden. 

Wenn der Gesetzgeber nicht von einer Versorgungsauflage absieht, sollte die Standortwahl für 

den Aufbau der Ladeinfrastruktur einzig den verpflichteten Gesellschaften überlassen werden 

und eine Verpflichtung ausschließlich eine installierte Ladeleistung auf Basis der zum Unterneh-

men gehörenden Standortanzahl fordern - damit Fahrerinnen und Fahrern von Elektroautos dort 

ausreichend Ladeinfrastruktur zur Verfügung steht, wo sie laden möchten. 




